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Besteuerung nicht realisierter Wertzuwächse bei Sitzverlegung einer Gesellschaft („National Grid Indus“)
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Urteilsausspruch (Verfahrenssprache: Niederländisch):

1. Eine nach dem Recht eines Mitgliedstaats gegründete Gesellschaft, die ihren tatsächlichen Verwaltungssitz
in einen anderen Mitgliedstaat verlegt, ohne dass die Verlegung des Sitzes ihre Eigenschaft als Gesellschaft
nach dem Recht des ersten Mitgliedstaats berührt, kann sich auf Art. 49 AEUV berufen, um die Rechtmäßigkeit
einer ihr von dem ersten Mitgliedstaat anlässlich dieser Sitzverlegung auferlegten Steuer in Frage zu stellen.
2. Art. 49 AEUV ist dahin auszulegen, dass

er einer Regelung eines Mitgliedstaats nicht entgegensteht, wonach der Betrag der Steuer auf die nicht
realisierten Wertzuwächse beim Vermögen einer Gesellschaft endgültig – ohne Berücksichtigung
möglicherweise später eintretender Wertminderungen oder Wertzuwächse – zu dem Zeitpunkt
festgesetzt wird, zu dem die Gesellschaft aufgrund der Verlegung ihres tatsächlichen
Verwaltungssitzes in einen anderen Mitgliedstaat aufhört, in dem ersten Mitgliedstaat steuerpflichtige
Gewinne zu erzielen. Es ist in diesem Zusammenhang unerheblich, ob sich die besteuerten nicht
realisierten Wertzuwächse auf Kursgewinne beziehen, die im Aufnahmemitgliedstaat angesichts der
dort geltenden Steuerregelung nicht zum Ausdruck kommen können;
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er einer Regelung eines Mitgliedstaats entgegensteht, die die sofortige Einziehung der Steuer auf die
nicht realisierten Wertzuwächse bei den Vermögensgegenständen einer Gesellschaft, die ihren
tatsächlichen Verwaltungssitz in einen anderen Mitgliedstaat verlegt, zum Zeitpunkt dieser Verlegung
vorschreibt.
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